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Sehr geehrte Frau Rahtje-Hoffmann, 

wir bedanken uns für die Möglichkeit einer Stellungnahme zu dem Geset-
zesentwurf eines Landesantidiskriminierungsgesetzes für das Land 
Schleswig-Holstein. 

Die LAG der hauptamtlichen kommunalen Gleichstellungs- und Frauenbe-
auftragten begrüßt die Initiative für ein Landesantidiskriminierungsgesetz 
und die damit verbundenen Ziele. Wir begrüßen insbesondere die Mög-
lichkeit der Verbandsklage sowie die Erweiterung der geschützten Katego-
rien. 

Wir regen grundsätzlich an, in den Gesetzesentwurf aufzunehmen, dass 
innerhalb der öffentlichen Stellen eine klare Zuständigkeit für die Durch-
setzung des Landesantidiskriminierungsgesetzes definiert werden muss. 
Diese Stelle soll dafür zuständig sein, die Beschwerden aufzunehmen, für 
Abhilfe zu sorgen sowie für die Förderung einer Kultur der Wertschätzung 
und Vielfalt vorzunehmen. Diese Stelle muss mit entsprechenden zeitlichen und finanziellen 
Ressourcen ausgestattet werden, um diese Aufgabe wahrnehmen zu können.  

Es bietet sich an, diese Zuständigkeit analog zu der bereits gesetzlich vorgeschriebenen 
AGG-Beschwerdestelle einzurichten und die Vernetzung mit bestehenden Zuständigkeiten 
wie den Gleichstellungsbeauftragten und der Vertrauensperson der Schwerbehinderten her-
zustellen. 

Wir regen an, dieses Gesetz nach fünf Jahren auf dessen Wirksamkeit zu überprüfen und 
dieses Ergebnis zu veröffentlichen. 
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Textfeld



§2  
Diskriminierungsverbot 

 
Wir regen an, die benannten geschützten Kategorien zu erweitern um Care-Arbeit-Leistende 
(z.B. Elternschaft, Pflege von Angehörigen). In der Praxis ist dies ein bedeutsamer Faktor, 
der zu Diskriminierungen führt. 
 
Wir begrüßen die explizite Nennung der sexuellen und geschlechtlichen Identität. Darüber 
hinaus wäre eine Präzisierung der Kategorie Geschlecht wünschenswert.  
 

§4 
Formen der Diskriminierung 

 
(1) [….] Eine unmittelbare Diskriminierung wegen des Geschlechts liegt auch im Falle ei-

ner ungünstigeren Behandlung einer Frau wegen Schwangerschaft oder Mutterschaft 
vor. 

 
Wie oben erwähnt empfehlen wir, Elternschaft als eine Form der Diskriminierung anzuerken-
nen. Dadurch sind nicht nur Frauen, sondern auch Väter und queere Elternschaft miteinge-
schlossen.  
 
Für diesen Absatz wäre eine Umformulierung notwendig, die jede ungünstigere Behandlung 
aufgrund von Schwangerschaft und Elternschaft als Diskriminierung erachtet. 
 
Wir begrüßen ausdrücklich den Hinweis, dass eine Diskriminierung aufgrund eines oder  
mehrerer der in §2 genannten Gründe vorliegen kann. Hier wird einem intersektionalen An-
satz entsprochen, der dem Vorhandensein von mehreren Diskriminierungen gleichzeitig 
Rechnung trägt. 
 

 §9 
Antidiskriminierungsrechtliche Verbandsklage 

 
Wir begrüßen ausdrücklich die geplante Einführung der antidiskriminierungsrechtlichen Ver-
bandsklage. Insbesondere bei institutioneller und struktureller Diskriminierung eröffnen Ver-
bandsklagen die Möglichkeit der Behebung von Missständen, ohne dass Einzelne ein lang-
wieriges Gerichtsverfahren durchlaufen müssen.  
 

§11 
Förderung einer Kultur der Wertschätzung und Vielfalt 

 
Wir begrüßen die Förderung einer Kultur der Wertschätzung und Vielfalt. Besonders wichtig 
ist uns, dass neben individuellen Verhaltensweisen auch strukturelle Diskriminierungsgefähr-
dungen untersucht werden sollen, wie in §11 Abs. 2 des Gesetzesentwurfes erwähnt wird. 
 
Dennoch kritisieren wir hier, dass die Förderung der Kultur der Wertschätzung und Vielfalt 
sehr vage bleibt. Wir regen an, die Maßnahmen verpflichtend und konkreter auszugestalten. 
Möglich wäre beispielsweise ein verpflichtetes Monitoring, um die ergriffenen Maßnahmen 
transparent zu machen und ihre Wirksamkeit zu untersuchen.  
Wie eingangs erwähnt, erachten wir die Klärung der Zuständigkeit für diese Aufgabe inner-
halb der öffentlichen Stelle mit der entsprechenden Ausstattung an personellen und zeitli-
chen Ressourcen als notwendig.  

 
 
 
 
 



 
§14 

Ombudsstelle 
 

Wir finden es begrüßenswert, dass der Gesetzesentwurf mit der Ombudsstelle eine Möglich-
keit zur außergerichtlichen Streitbeilegung und gütlichen Einigung vorsieht. 
 
Wir regen an, eine regelhafte Evaluation der Arbeit der Ombudsstelle aufzunehmen, deren 
Ergebnisse veröffentlicht werden. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

 

Magdalena Drexel     Anja Dankworth 

Gleichstellungsbeauftragte Stadt Wedel  Gleichstellungsbeauftragte der Stadt Tornesch 
LAG Sprecherin  




